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Individuen eigenständige Eigenschaften und Rechte unabhängig von ihrer 
sozialen Zuschreibung. Diese Rechte können auch gegen gesellschaftlich 
Mächtige zur Anwendung kommen. Nominalistische Sozialtheorien themati-
sieren die traditionellen Machtkonzentrationen und betrachten deren 
Legitimierung oft kritisch. In manchen Fällen werden bestehende Machtge-
füge offen in Frage gestellt.

Dieser Zusammenhang kann beim englischen Franziskaner Wilhelm von 
Ockham (Occam) (1280/1300–1347/1349) studiert werden. Er gilt als der 
wichtigste Vertreter des Nominalismus im 14. Jahrhundert. Ockham schreibt 
nur den Einzeldingen Realität zu: »Es kann mit Evidenz aufgewiesen werden«, 
meint er, »dass keine Universale eine extramentale Substanz ist« – extramen-
tal bedeutet außerhalb des Geistes, d. h. außerhalb des menschlichen Ver-
standes. Für das Erkennen der Dinge verlieren die Allgemeinbegriffe ihre 
angestammte Eigenexistenz. Sie sind nur noch die Summe der vorher  
erkannten Dinge: »Jedes Universale ist ein Einzelding und daher nur von 
bezeichnungswegen ein Universale.«

Ockhams Sichtweise hat grundlegende Auswirkungen auf die Sozialphi-
losophie, wenngleich er vorrangig kein politischer Denker ist und wider-
sprüchlich argumentiert. Aber bei ihm verliert die etablierte soziale Ordnung 
ihre direkte Herleitung und Rechtfertigung durch Gott. Diese Umdeutung 
unternimmt er sowohl für die Kirche als auch für den Staat und seine Herr-
scher. Geistliche und weltliche Machtsysteme werden von Ockham als rein 
menschliche Einrichtungen erachtet. Man kann sie nicht direkt auf Gott 
zurückführen, sie müssen in ihrem Herrschaftsanspruch begrenzt werden. 
Ihnen entgegengesetzt besitzen die Menschen natürliche Rechte, die ihnen 
Gott direkt gegeben hat und die nicht aufgegeben werden können. Hier  
liegt eine Wurzel für das spätere neuzeitliche Naturrecht und für die Ent
wicklung der neuzeitlichen Vorstellung von einem freien und autonomen 
Individuum.

G E L D  U N D  G E S E L L S C H A F T
Die neue Sichtweise auf die Dinge, auf das Individuum und auf den Staat 

geht parallel mit einem neuen Blick auf das Geld und auf seine Stellung in der 
Gesellschaft. Nominalistische Ansätze lösen Geld aus seinen etablierten 
sozialen Bezügen, wie sie zum Beispiel Aristoteles formuliert hat. Geld macht 
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für Aristoteles bekanntlich die getauschten Dinge messbar und ist geeignet, 
Gleichheit im Tausch herzustellen. Ohne Tausch ist keine Gemeinschaft mög-
lich. Geld wird für Aristoteles grundlegend benötigt, will die Gemeinschaft 
bestehen und soll der Zusammenhang des Staates gewahrt bleiben.

Die neuen Theorien schreiben dem Geld auch gesellschaftsunabhängige 
Merkmale zu. Der Franziskaner Petrus Johannis Olivi (1247/48–1296/98) 
diskutiert Geld im Tractatus de contractibus im Rahmen der sogenannten 
Impetustheorie. Diese ordnet Gegenständen die innere Kraft zu, eine Bewe-
gung fortzusetzen. In Analogie dazu verleiht Olivi dem Geld eine keimartige 
Kraft (ratio seminalis lucrosi), nämlich die Fähigkeit Gewinne hervorzu
bringen. Geld wird von seiner traditionellen »Unfruchtbarkeit« entbunden. 
Das Potential des Geldes stellt für Olivi das Unterscheidungsmerkmal zwi-
schen »einfachem Geld« (pecunia simplex) und dem capitale dar. Letzteres 
kann in Fernhandelsgeschäfte investiert werden und soll (so würden wir 
heute sagen) eine Risikoprämie erwirtschaften. Auf diese Weise wird das 
Zinsverbot durch eine neue Qualität, die in den »Gelddingen« liegt, infrage 
gestellt.

Um die Mitte des 14. Jahrhunderts wandelt sich die zuvor von Thomas 
von Aquin bzw. von Tholomeus von Lucca vertretene Anschauung, dass  
die Münzprägung und -veränderung vom Herrscher frei bestimmt werden  
kann. In der Theorie wird ein direkter Angriff auf diesen Herrschaftsanspruch 
geführt, der in Schrift und Bild auf den Münzen dokumentiert wird. Als 
wichtiger Autor gilt Oresme. Seine berühmte Abhandlung über das Geld  
(De moneta) aus dem Jahre 1361 wird als die erste wissenschaftliche Arbeit 
bezeichnet, die Geld als Phänomen für sich betrachtet, und zwar unabhängig 
von der traditionellen Erörterung des gerechten Preises. (Oresme gilt auch  
als der erste Ökonom, der als Berater eines Königs, nämlich von Karl V., tätig 
war.)

Der Ansatz von Oresme deutet neue Denkkategorien über die Gesell-
schaft und den Staat an. Oresme beschreibt ein Gemeinwesen, in dem Geld 
ein hoher Stellenwert zukommt. Die dynamischen Gruppen, die den Reich-
tum liefern, sind Händler, Bankkaufleute und Geldwechsler. Oresme stellt 
sich die Frage, warum das Geld erfunden wurde und wem es eigentlich 
gehört. Dabei rückt er von der gängigen personenbezogenen Machtdeutung 
ab. Geld gehört für ihn nicht länger allein dem König, dessen Bild auf der 
Münze prangt, sondern ist ein Mittel, das für alle da ist und für alle da zu sein 
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hat. Im 15. Kapitel schreibt er: »Der Gewinn, der dem Staat aus der Geld-
mutation erwächst, ist ungerecht.« Oresme erörtert die wirtschaftlichen 
Zusammenhänge und die Legitimation für die Geldpolitik und fordert die 
Rückkehr zu einem stabilen Geld. 

Oresme entwirft eine Sichtweise des Staates, die erst viel später aner-
kannt wird. Er nimmt den Staat als Ganzes in den Blick – in Analogie zu einem 
zentralperspektivisch gemalten Bild, in dem eine geschlossene Szene dar
gestellt wird. Der Staat bildet für ihn einen gemeinsamen Körper bzw.  
formt einen einzigen von Geld durchflossenen Raum. Dieser Raum wird  
von Oresme andeutungsweise als geometrischer Gesamtraum beschrieben.  
Der König hat das Recht, in und für diesen Raum Geld zu prägen, aber  
nur, wenn er als Repräsentant des Gemeinwesens auftritt und durch die- 
ses kontrolliert wird. Die Bedeutung dieses Konzeptes vom sozialen Raum 
entfaltet sich erst später, das haben wir schon angedeutet und wird im 
Folgenden noch ausgeführt. 

G E L D  U N D  M A C H T
Die zunehmende Durchdringung der Gesellschaft durch das Geld för- 

dert ab dem 15. Jahrhundert ein Schrifttum, in dem soziale Aktivitäten 
vorrangig als Umgang mit Geld erachtet werden. Ein Teil dieser Literatur  
wird als merkantilistisch bezeichnet. Der Begriff  Merkantil ismus  wird 
als Sammelbegriff für Wirtschaftslehren verwendet, vor allem für Konzepte 
der Wirtschaftspolitik, aber auch für die wirtschaftspolitische Epoche in 
Europa ab dem 15. Jahrhundert. 

Der Merkantilismus betrachtet wirtschaftliche Phänomene aus der 
Perspektive des neuen zentralisierten Territorialstaates. Das kann, aber muss 
nicht ein absolutistischer Staat sein, bei dem ein in der Regel männlicher 
Monarch als alleiniger Inhaber der staatlichen Macht und Souveränität gilt. 
Das neue Konzept der Souveränität wird u.a. von Bodin 1576 im 1. Kapitel 
von Six livres de la république formuliert: Die Souveränität gilt als Ausdruck 
des Wesens des (Territorial-)Staates. Sein Kennzeichen ist die absolute 
Kontrollgewalt als potestas absoluta. Sie ist unteilbar und frei von inneren 
und äußeren Hemmnissen.

Die neuen Territorialstaaten bündeln politische Macht auf bisher unbe-
kannte Weise, in Widerspruch zu und im Widerstand durch etablierte feudale, 
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regionale und kirchliche Rechte – und auch gegen die Privilegien der Städte 
gerichtet. Die Macht des Staates stellt im Merkantilismus kein Mittel zur 
Realisierung übergeordneter gesellschaftlicher Ziele dar, sondern ist auf den 
Staat bzw. den Souverän bezogen und stellt den Selbstzweck des Staates  
dar. Macht wird zum ersten Interesse des Staates. (Den dabei entstehenden 
Konflikt zwischen der neuen »Staatsraison« und der persönlichen Moral der 
Herrschenden diskutiert Niccolò Machiavelli (1469–1524) in seinem be-
rühmten Buch Il principe 1513.) 

Merkantilistische Autoren denken den Staat in hohem Maße als Einheit, 
die ihm unterworfenen Untertanen müssen sich den Staatsinteressen un
terwerfen. Manche verklären die Unterordnung auch als Pflicht. Der bekann-
teste englische Merkantilist Thomas Mun, der auch Direktor der Ostindi-
schen Handelskompanie war, beginnt sein Werk mit dem Satz: »Man liebt 
sein Vaterland und dient ihm.«

In der Absolutsetzung der Interessen des Staates wird die staatliche 
Macht direkt mit Geld verbunden. Im Zentrum der merkantilistischen 
Schriften steht die Beschäftigung mit Geld, das auf seine Rolle für die staat
liche Herrschaft bezogen wird. Geld rückt ins Innere des Gemeinwesens  
und wird auf vielfältige Weise analysiert und beschrieben. Geld wird zum 
einen mit staatlichem Reichtum in Beziehung gesetzt. Geld ist nicht identisch 
mit Reichtum, dient aber als Repräsentation des Reichtums von Staaten bzw. 

Merkantil istische Autoren
John Hales (um 1500–1571)
Gasparo Scaruffi (1519–1584)
Bernardo Davanzati (1529–1606)
Jean Bodin (1530–1596)
Gerald de Malynes (1586–1641)
Thomas Mun (1571–1641)
Antoine de Montchrétien  
  (1575–1621)
Antonio Serra (um 1600)
William Petty (1623–1687)
Josiah Child (1630–1699) 

Geminiano Montanari  
  (1633–1687)
John Locke (1632–1704)
Nicholas Barbon  
  (um 1640 – um 1689)
Dudley John North (1641–1691)
Roger Cocke (1643–1696)
Charles Davenant (1656–1714)
John Law (1671–1729)
Richard Cantillon (1680–1734) 
Ferdinando Galiani (1728–1787)



Ländern und wird zum Maßstab ihres Reichtums (z. B. bei Davanzati, Petty, 
Child, Montanari, Locke und Galiani). Die Menge an Geld (die Geldmenge) 
erscheint als Kenngröße, die einen Rückschluss auf die staatliche Macht
entfaltung in Relation zu den rivalisierenden Staaten möglich macht (Mun, 
Child, Law, Petty).

Zudem gilt Geld als Instrument, um den nationalen Reichtum zu meh- 
ren. Damit rücken wirtschaftliche Vorgänge in das Zentrum des staatlichen 
Interesses. Um seine Macht zu vergrößern, fördert der Staat den Ausbau 
bestehender Manufakturen oder errichtet selbst neue und unterstützt den 
Aufbau neuer Industrien, auch durch die Anwerbung ausländischer Spezia-
list:innen (Malynes). Diese Aktivitäten benötigen Geld. Geld hat die Funktion, 
die Reichtumsquellen eines Landes zu aktivieren, insbesondere den Boden 
und die Arbeit (Davenant, Law). Geld ist ein Werkzeug der Wirtschaft, mit 
dem ökonomisches Handeln ermöglicht und angeregt wird (Mun, Law, 
Locke). Dazu muss es im Lande zirkulieren, es soll nicht »nutzlos« gehortet 
werden (Mun, Malynes). Zur Förderung wirtschaftlicher Aktivitäten soll  
die Geldmenge stetig erhöht werden (Bodin, Mun, Child), das sollte aber  
ein bestimmtes Ausmaß nicht überschreiten (Petty, Davenant, Davanzanti, 
Galiani) – Law hingegen plädiert für eine unbegrenzte Vermehrung, dies  
wird im 3. Teil dieser Serie besprochen. 

»Das Geld gilt als sichere Grundlage der staatlichen Macht  
und ist im merkantilistischen Denken damit die zentrale  
Kategorie, die Ursache und Wirkung allen wirtschaftlichen  
und politischen Erfolgs.«

Aber Geld ist zugleich auch eine Voraussetzung für die steigenden Bedürf-
nisse des Staates. Der Staat braucht Geld für die Hofhaltung, für das Heer, für 
die Verwaltung und nicht zuletzt für die Kriege und die Errichtung kolonialer 
Systeme (Petty). Krieg ist ein anerkanntes Mittel der Machtpolitik der Staaten 
und wird zum Normalzustand. Immer mehr Staaten in Europa gehen dazu 
über, ein stehendes Heer zu halten, das fortwährend aufgestockt wird. Das 
Geld bekommt die Funktion, dass damit Staaten Kriege führen können 
(Hales, Bodin, Mun, Petty, Malynes, Davenant, Locke). 

Im internationalen Kampf um Hegemonie sind die Staaten demnach  
aus vielerlei Gründen gezwungen, eine Geldwirtschaft aufzubauen. Sie sind 
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Schutzbrief des Kurfürsten Johann Georg von Brandenburg  
für Händler und Kaufleute vom 18. Juli 1571

bestrebt, die allgemeine Steuerkraft zu erhöhen, weswegen wirtschaftliche 
Aktivitäten gefördert werden. Im Zentrum der Beschäftigung mit wirtschaftli-
chen Prozessen steht aber immer der Staat, nicht die private Tätigkeit und 
auch nicht die Wohlfahrt der Bevölkerung. Ökonomischer Überfluss kann 
schädlich sein, meint Mun, und Mangel ist gut, weil er Müßiggang verhindert. 
Der Staat gilt als der einzige Träger wirtschaftlicher Interessen (das ist beson-
ders ausgeprägt bei Montchrétien). Der Staat unterwirft die Wirtschaft seinen 
machtpolitischen Zielen und greift aktiv in die Wirtschaft ein. Auf diese Weise 
treibt er zugleich die Entwicklung des Kapitalismus voran, der vorrangig als 
Handelskapitalismus beschrieben werden kann. 
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Die Merkantilisten erkennen in einer praktischen Reflexion, dass die 
wirtschaftliche Expansion Geld benötigt, dem Geld wird eine produktive Kraft 
zugesprochen (Mun, Child, Petty, Davenant). Schon im frühen 15. Jahrhun-
dert beschreibt der Franziskaner Bernhard von Siena Geld nicht nur als 
»einfaches Ding«, sondern als etwas, das einen Profit generieren kann. Er 
nennt Geld deswegen capitale. Ab dem 16. Jahrhundert wird es gebräuchlich, 
Geld als Kapital zu bezeichnen. Für Thomas Mun ist Geld (Handels-)Kapital. 
Es dient dazu, die Produktion und damit den Reichtum anzukurbeln.

D E R  W E R T  D E S  G E L D E S
Damit Geld in der merkantilistischen Epoche seine vielfältigen Rollen  

und Funktionen erfüllen kann, muss es bestimmte Bedingungen erfüllen.  
Es soll z. B. wenig Raum beanspruchen (Hales, Locke), lang haltbar (Hales, 
Bodin) oder selten sein (Locke). All dies wird durch Gold- und Silbermünzen 
gewährleistet, darin stimmen die Merkantilisten überein. Vor allem aber muss 
Geld einen stabilen Wert besitzen (Bodin). Dies wird durch einen gleichblei-
benden Stoffwert der Münzen garantiert: Der Tauschwert der in den Münzen 
enthaltenen Metalle konstituiert den Wert des Geldes bzw. der Münzen –  
diese Sichtweise nennt man Metallismus.

Aber zugleich erkennen viele merkantilistische Autoren, dass der Wert  
von Geld letztlich auf einer gesellschaftlichen Übereinkunft beruht (Hales, 
Scaruffi, Davanzati, Montanari, Davenant, Locke, Law). Damit wird theore-
tisch auch ein stoffwertloses Geld (wie Wechsel oder Papiergeld) möglich –  
bei Locke trennt sich Geld auch vom Warenbegriff. Aber ein auf Überein- 
kunft begründetes Geld wird von den merkantilistischen Autoren nur in 
einem isolierten Land als möglich erachtet. Im internationalen Handel wird 
der Wert des Geldes (in einem »praktischen Metallismus«) immer auf seinen 
Metallwert zurückgeführt (z. B. bei Davanzati, Montanari, Davenant und 
Petty).

Die Befugnis Münzen zu prägen (die Münzhoheit) soll ausschließlich 
beim Staat bzw. beim Souverän liegen (Bodin, Scaruffi, Davanzati, Child, 
Locke). Geld gilt für Misselden als »künstlich« in Kontrast zu den »natürli-
chen« Waren, deshalb muss es vom »Künstler«, das ist der Souverän, kontrol-
liert werden. Aber Münzverschlechterungen werden allgemein verurteilt. 
Denn sie führen z. B. zu Inflation (Galiani) oder zu einer realen Abwertung 
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von Verbindlichkeiten, dies wird in Bezug auf die Staatsschulden abgelehnt 
(Petty). Schließlich werde durch Münzverschlechterungen auch eine Ten-
denz geschaffen, dass das »gute« (metallreiche) Geld durch das »schlechte« 
Geld verdrängt wird (Hales, Bodin, Mun, Locke) – später nennt man diese 
Behauptung »Greshamsches Gesetz«, benannt nach Thomas Gresham 
(1519–1579).

Eine andere theoretische Behauptung wird in Bezug auf die Kaufkraft  
des Geldes entwickelt – eine dynamische Geldwertlehre, die später als 
Quantitätstheorie des Geldes bezeichnet wird: Der Geldwert einer Währung 
wird aus seiner Beziehung zur Geldmenge eines Landes erklärt, eine ver-
mehrte Geldmenge sei die Ursache einer Veränderung des Preisniveaus. Jean 
Bodin führt die »Preisrevolution« in Europa ab dem beginnenden 16. Jahr-
hundert auf den anhaltenden Zustrom an Edelmetallen aus der Neuen Welt 
zurück. Eine eigentliche Quantitätstheorie entwickelt Davanzanti, ein 
Jahrhundert später Montanari und noch viel später in einer systematischen 
Weise Locke.

H A N D E L  A L S  K R I E G 
Die Machtpolitik der neuen Territorialstaaten entfaltet sich in besonderer 

Weise im Außenhandel. Für die Merkantilisten stellt der Handel mit ande- 
ren Ländern stets eine Rivalität dar. Er gilt als Fortsetzung des Krieges bzw.  
wird direkt als eine Form von Krieg betrachtet (Mun, Child, Davenant).  
»Wir können weder Handel ohne Krieg noch Krieg ohne Handel betreiben«, 
schreibt einer der ersten Gouverneure der Niederländischen Ostindien- 
Kompanie an seine Vorgesetzten. Die merkantilistische Sichtweise strebt im 
Außenhandel die Dominanz des jeweiligen Landes, aus dessen Perspektive 
die Welt betrachtet wird, auf Kosten anderer Länder an. Der Außenhandel 
erlangt damit eine besondere Bedeutung. Er soll vom Staat kontrolliert und 
reglementiert werden (Malynes, Misselden) und dient dazu, Vorteile auf 
Kosten anderer Länder zu erlangen. Heute könnte man sagen: Im Merkanti-
lismus gilt der Außenhandel als Nullsummenspiel. Die Welt verfügt demnach 
über eine fixe Menge von Ressourcen, ein Teil davon soll im Kampf gegen 
andere angeeignet werden. Der Verlust des einen Landes ist der Gewinn 
eines anderen, meint Thomas Mun in seinem Werk England’s Treasure by 
Forraign Trade (1623). 
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Kriegsschiff aus dem 16. Jahrhundert

Das Ziel der merkantilistischen Ökonomen ist eine aktive Handelsbilanz, 
der Begriff wird aus der doppelten Buchhaltung entnommen. Wenn die 
Exporte größer als die Importe sind, strömt Geld ins Land. Der Staat wird 
dabei als Einheit begriffen – und auch wie eine Person beschrieben (Petty), 
eine Differenzierung nach unterschiedlichen Interessen oder Wissensbe
ständen wird selten unternommen. (Bei Mun werden die Interessen der 
Händler mit denen der Krone, d. h. des ganzen Landes, gleichgesetzt bzw. 
müssen moralisch ausgeglichen werden.) Bei einem Außenhandelsüber-
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schuss verfügt das Land bzw. der Souverän über mehr Geldmittel, damit 
können die wirtschaftlichen Aktivitäten im Inneren befördert werden.  
Auf diese Weise wird die Position des Staates bzw. des Landes als auch der 
Kaufleute und anderer Personen gestärkt und international eine relative 
Überlegenheit erreicht (Misselden). Der Außenhandel ist ein Mittel zur 
Geldvermehrung und zugleich zur Entfaltung staatlicher Macht – dies gilt 
auch für die Beziehungen der Kolonialmächte zu ihren Kolonien, z. B. von 
England zu Irland.

Die Außenhandelsbilanz gilt als Instrument, um dieses Ziel messen zu 
können. Dazu wird eine erste Handelsbilanzlehre entwickelt (Serra, Ge
novesi, Misselden, Mun): Ein Ungleichgewicht in der Handelsbilanz (bei 
Mun als wichtigster Teil der Zahlungsbilanz) muss durch Geldtransfers 
ausgeglichen werden, d. h. international findet ein Transfer von Geld in der 
Höhe der Handelsbilanz statt. 

Die Handelsbilanzlehre demonstriert ein Denken in quantitativen 
Größen, die in der Durchdringung der Gesellschaft durch das Geld verständ-
lich wird. Die Handelsbilanz will die relative Machtposition eines Landes  
in einer einzigen Kennziffer, die in Geldeinheiten gemessen wird, festhalten. 
Ein gesamtes Land wird quantitativ bewertet – hier beginnt eine ökonomi-
sche Statistik, die als Abbild realer gesellschaftlicher Verhältnisse inter
pretiert wird. Die Grundzüge eines solchen Programms formuliert Petty in 
der Politischen Arithmetik, die im Jahre 1690 (drei Jahre nach seinem Tod) 
veröffentlich wird. Dieses Werk weist auf ein neues Weltbild hin, das eine 
Gesamtheit gesellschaftlicher Phänomene quantitativ abbilden will – es 
kommt im 3. Band dieser Serie zur Sprache. Im Vorwort deutet Petty die da- 
rin enthaltene neue Wahrnehmungsform an, die er als überlegen ansieht:

»Die […] von mir angewandte Methode ist noch nicht sehr  
gebräuchlich. Denn anstatt nur komparative und superlative  
Worte oder intellektuelle Argumente zu gebrauchen, habe  
ich den Weg eingeschlagen, […] mich in den Termini Zahl, Ge-
wicht und Maß auszudrücken, mich nur aus sinnlicher Erfahrung 
abgeleiteter Argumente zu bedienen und nur solche Ursachen  
zu betrachten, die sichtbare Grundlagen in der Natur haben.«   
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P R E I S E
Viele merkantilistische Autoren deuten qualitative Beziehungen auf 

quantitative Relationen um. Im geistig-geometrischen Raum werden ökono-
mische Begriffe sowohl qualitativ als auch quantitativ verstanden, die qua
litativen Aspekte verlieren aber an Bedeutung. In der Lehre von der unausge-
glichenen Handelsbilanz zum Beispiel wird der scholastische Äquivalenz
begriff durch den eines Gleichgewichts ersetzt: Dieser Begriff, der eine lange 
Geschichte hat, wird jetzt zunehmend mechanisch verstanden: als gleiches 
Gewicht, das auf einer Waage gemessen wird – in dieser Bedeutung spielt 
bekanntlich das Konzept des Gleichgewichts eine prominente Rolle in der 
späteren Geschichte der Wirtschaftstheorie.

Ein anderes Beispiel ist das Konzept der Preise. Der »gerechte« Preis 
kommt im hohen Mittelalter auch durch ein moralisches Gleichgewicht 
zwischen den Parteien beim Kauf zustande. Mit der Verbreitung des Gel- 
des im Alltag gewinnt die Frage nach der tatsächlichen Höhe eines Preises  
an Bedeutung, daran war z. B. Thomas von Aquin kaum interessiert. Im  
16. Jahrhundert werden verschiedene Auffassungen zu Preisen vertreten.  
Die Rechtsschule von Salamanca bezieht sich noch auf Thomas von Aquin 
und hält am Begriff des gerechten Preises fest. Der Dominikaner Domingo  
de Soto (1494–1560) führt den Preis von Waren auf ein substantielles Maß 
der Bedürfnisse zurück, modifiziert um den »Überfluss oder die Knappheit« 
des Artikels und der Käufer und die »Arbeit, Mühe und das Risiko, das die 
Transaktion mit sich bringt«. 

Die dominanten Auffassungen im übrigen Europa folgen allerdings nicht 
mehr der scholastischen Moraltheologie. Im 16. Jahrhundert werden vor 
allem zwei Ansichten vertreten, die dann im 17. Jahrhundert zunehmend 
miteinander verschmelzen:

1 . 	 Preise bilden sich nach den Einschätzungen der Marktteilnehmer:in-
nen, die Anbieter haben das zu akzeptieren, ungeachtet, ob sie einen 
Gewinn oder einen Verlust erleiden. Sie dürfen aber nicht als Wett
bewerbspreise verstanden werden, dieser Ausdruck wird erstmals bei 
Luis de Molina (1535–1601), einem anderen Mitglied der Schule von 
Salamanca, erwähnt.

2.	Die Preise werden von der Obrigkeit vor allem nach der Höhe der 
Produktionskosten festgelegt, dabei gilt es den hierarchischen Korpus 
des gesamten Rechtssystems zu beachten. So gibt es z.B in England 
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ein dichtes Netz von Regulierungen, die die lebensnotwendigen Güter 
betreffen.

Die tatsächlichen Regelungen sind komplex:

»Wie der mittelalterliche Markt war auch der Markt des 16. Jahr-
hunderts eine Mischung aus frei schwankenden Preisen, festen 
Endpreisen, festen Faktorpreisen (einschließlich der Arbeitskraft), 
Gesetzen zur Beschränkung des Marktzugangs, Wettbewerb, 
Oligopol, Monopol, Gesetzen gegen übertriebenen Luxus, Quali-
tätsvorschriften, Import-Export-Beschränkungen und Devisen
beschränkungen, die sowohl dazu dienten, Veränderungen in 
den Beziehungen zwischen den sozialen Organen zu verhindern 
als auch den Frieden zu wahren, die Bevölkerung zu versorgen 
oder den Staat zu finanzieren.« 

In allen Fällen bleibt die moralische Bewertung von Preisen im Zentrum der 
Aufmerksamkeit. Malynes und Mun beschreiben den Staat als biologischen 
Körper, das Geld ist sein Blut. Die Händler und Kaufleute sollen sich in diese 
Ordnung einfügen. Dazu wird von ihnen ein moralisches Handeln verlangt. 
Handeln nur aus Selbstinteresse ist für Malynes irrational und dysfunktional. 
Währungsschwankungen für den eigenen Vorteil auszunützen oder selbst 
auszulösen ist eine Sünde sowohl gegen den Staat (die staatliche Ordnung) 
als auch gegen Gott (die kosmische Ordnung). 

Z I N S E N 
Die moralische Aufwertung von Händlern und Kaufleuten wird bereits ab 

dem 14. Jahrhundert betrieben, in Italien vor allem durch franziskanische  
Autoren wie Bernhardin von Siena (1380–1444). Bernhardin argumentiert, 
dass ein Kaufmann Fleiß, Tüchtigkeit und Verantwortung benötigt. Kaufleute 
müssen auch lange Reisen bewältigen, bei denen sie vielen Gefahren ausge-
setzt sind. Ab dem späten 14. Jahrhundert formulieren vor allem Humanisten 
aus Florenz eine positive Sicht auf den inneren Wert der mercatura. Sogar  
der Geiz (avaritia), die ökonomische Todsünde des Mittelalters, wird positiv 
interpretiert, wie bei Poggio Bracciolini (1380–1459) in seinem Werk De 
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avaritia (1428). Für ihn ist der kommerzielle Profit für das städtische Leben 
von zentraler Bedeutung. Ohne Profit kann es keine Barmherzigkeit und 
Nächstenliebe geben.

Der Begriff Profit weist bis zum 17. Jahrhundert viele Bedeutungen auf.  
Er wird für alle Arten von Vorteilen verwendet, auch in nichtökonomischen 
Angelegenheiten. Aber ein Vorteil muss immer moralisch beurteilt werden. 
Verstöße gegen Regeln der Gerechtigkeit werden als Sünde deklariert, jeder 
Stand besitzt sein eigenes Sündenregister – selbst für den Monarchen trifft 
dies zu. Die diesbezüglichen Argumente sind komplex und werden auch 
religiös oder philosophisch formuliert. So wird ein ökonomischer Vorteil in 
der Abwägung mit einem moralischen Nachteil als Kampf des Körpers mit 
der Seele (z. B. eines Händlers) gedeutet, aber auch als Kampf, den die 
Gesellschaft (als Organismus) auszutragen habe. Theologen sprechen auch 
von der Spannung von Gott-Sohn (der in der Welt verweilt hatte) mit 
Gott-Vater in der Politik (letzteres würde auch die Pole des sacerdotium  
und des regnum widerspiegeln). 

Die moralische Aufwertung der Kaufleute und Händler lässt die traditio-
nelle Verdammung der Zinsen brüchig werden. Das kirchliche Zinsverbot  
ist vom 12. bis zum 14. Jahrhundert am Höhepunkt und wird gleichzeitig in 
großem Stil umgangen. Ab dem 15. Jahrhundert wird das Zinsverbot von  
der Kirche und von politischen Behörden auf Spezialfälle eingeschränkt. Im  
16. Jahrhundert wird die rentable Platzierung von Geld, also dessen Um
wandlung zu Kapital, zur Norm, das Zinsverbot spielt de facto keine Rolle 
mehr. Die üblichen Praktiken sollen auch in der Theorie legalisiert werden. 
Die Fugger, die wie die Welser vor allem im Bergbau und im Kreditge- 
schäft erfolgreich sind, geben zum Beispiel ein Gutachten bei Johannes  
Eck (1486–1543), einem Schüler des Theologen Konrad Summenhart  
(1450–1502), in Auftrag. Darin wird für eine enge Fassung des Wucher
begriffs und einen Einlagenzins von 5 Prozent plädiert. Demgegenüber tritt 
Martin Luther (1483–1546) für ein prinzipielles Zinsverbot ein. Erlaubt  
sind »Zinskauf« (hier wird z. B. ein Nutzungsrecht an einem Grundstück 
gegen fixe Zahlungen für einen Zeitraum verkauft), »Notwucher« (in extre-
men Ausnahmesituationen) und »Schadewacht« (wenn ein effektiver Zins-
schaden auftritt). Der Reformator Johannes Calvin (1509–1564) hingegen 
rechtfertigt faktisch den Zins. Die katholische Kirche hat erst ab 1822 die 
Praxis von Zinsen erlaubt.
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Einen endgültigen Abschluss des scholastischen Zinsverbots formuliert 
der calvinistische niederländische Rechtsgelehrte Hugo Grotius (1583–1645). 
Gegen die Doktrin einer »doppelten Wahrheit« aus Glaube und Wissenschaft 
will er nur aus Vernunft urteilen. Grotius beruft sich dabei auf das Naturrecht. 
Dieses werde von der Vernunft »diktiert« und könne auch von Gott nicht 
verändert werden. Die ökonomischen Kategorien werden von Grotius aus 
juristischen Kategorien abgeleitet. Damit will Grotius sowohl die traditionel-
len Begründungen des Zinsverbots widerlegen als auch eine neue Theorie 
von Zinsen entwerfen, die kein Wucher sind. Grotius wendet mit großer 
Selbstverständlichkeit die neuen Kategorien seiner Zeit an. Er lebt in einer 
Welt einzelner Dinge, die durch juristisch definierte Einzelakte von Individu-
en sozial geregelt wird, z. B. werden sie im Kaufakt zu getauschten Waren. 
Eigentum, Gebrauch und Besitz von Dingen entspringen getrennten 
Rechtsakten und jeder Rechtsakt kann für sich analysiert werden. Jeder Akt 
kann einen Preis besitzen, dieser wird aus Individualrechten abgeleitet. Ihre 
Begründung erfolgt aus der Vernunft, sie ist die Quelle des Rechts. Normen 
werden aus Prinzipien logisch abgeleitet. 

Im praktischen Handeln ist die lineare Zeit relevant, die Zeitmaße besit-
zen ökonomische Bedeutung. Geld ist ein Ding und eine Ware wie jede 
andere. Es ist auch nicht steril, wie von den Scholastikern gesagt. Geld als 
Ware ist produktiv wie andere dauerhafte Güter auch, das hängt von seiner 
Verwendung ab. Vor allem aber will Grotius den Gebrauch von Geld und das 
Eigentum an Geld prinzipiell trennen. Das Recht, die Rückgabe der verliehe-
nen Geldsumme zu verlangen, ist ein eigener Eigentumstitel, und für die 
Zeitdauer der Geldleihe dürfen Zinsen verlangt werden. Damit wird auch der 
vorher bedeutsame Unterschied zwischen einem Kredit für konsumtive und 
einem für produktive oder rein finanzielle Zwecke aufgehoben. (Abstrakte) 
Zeit ist (abstraktes) Geld, vermittelt durch einen abstrakten Rechtsbegriff: 
Geld regiert den (rechtlich geregelten) Alltag einer von Geld durchdrunge-
nen Gesellschaft.

D I E  P O L I T I S C H E  Ö K O N O M I E
Die merkantilistischen Autoren betrachten den Raum des Territorial

staates aus den Augen des Herrschers und seiner Beamten. Sie wollen die 
zentrale Macht fördern und schlagen dafür viele Maßnahmen vor, die auch 
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die speziellen Bedingungen in den jeweiligen Ländern reflektieren.  
Manche von ihnen, wie Montchrétien, Mun oder Phillip von Hornigk  
(1640–1714), nehmen das gesamte Feld in den Blick, das sich einem Herr-
scher präsentiert. Sie begreifen den Staat als politische, gesellschaftliche  
und ökonomische Einheit, die als Ganzheit nicht nach Politik, Gesellschaft 
oder Wirtschaft differenziert wird (ebenso bei Petty). Die Gesamtheit ihrer 
Reflexionen über diesen Raum wird von manchen mit einem neuen Begriff 
versehen, der später zur Bezeichnung für die ökonomische Theorie ins
gesamt dient – nämlich als »politische Ökonomie«. Dieser Ausdruck wird 
vermutlich erstmals 1611 von Louis Turquet de Mayerne (in einer regierungs-
kritischen Utopie) und dann 1615 von Montchrétien im Titel eines Werkes 
erwähnt. Der Begriff kommt aber im Buch nicht mehr vor und muss aus  
dem Bedeutungsgehalt bestimmt werden. Montchrétien spricht im Text  
von mesnagerie publique, das kann vereinfacht als »öffentliche Haushal- 
tung« übersetzt werden – und enthält auch den modernen Ausdruck  
Management.

Der neue Begriff dokumentiert einen Bruch im Denken über wirtschaftli-
che Praktiken. Denn er vermischt zwei Ausdrücke, die sich früher auf ge-
trennte Bereiche bezogen haben. In der europäischen Antike und im Mittel-
alter ist das Wirtschaftliche immer auf das Haus (im Griechischen oikos)  
als Lebens- und Produktionsgemeinschaft begrenzt. Das Politische hingegen 
meint einen umfassenderen Wirkungsraum. Bei Aristoteles umfasst die  
pólis die vielen einzelnen Häuser, pólis ist eine Oberkategorie zu Haus. Poli- 
tik betreiben nur die Bürger. In den Dörfern des Mittelalters beschreibt der 
Ausdruck Politik den Entscheidungsbereich der Hausväter, den sie gemein-
sam regeln – z. B. wenn sie die Nutzung der Allmende festlegen. Politikfähig 
sind nur die Hausväter, nicht jedoch die anderen Angehörigen im Haus.  
Das Ökonomische beschränkt sich auf das Haus, eine – so würden wir heute 
sagen – mikroökonomische Einheit. 

Die Politische Ökonomie hingegen überträgt den mikroökonomischen 
Gedanken des Hauses auf das Makrogebilde des territorialen Staates. Die 
Raumidee vom Staat wird auch wirtschaftlich gedacht. Der Staat wird als vom 
Geld durchdrungen erkannt und die Gesellschaft als sich formende Wirt-
schaftsgesellschaft. Auf diese Weise kann das Politische zum Merkmal »der 
Wirtschaft« werden, die mit dem Staat identisch ist. Montchrétien ist erstaunt, 
dass sein Konzept in der Antike nicht zu finden ist. Als Kind seiner Zeit ist er 
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nicht in der Lage, den kategorialen Unterschied von seinem Raumkonzept 
zum antiken Raumkonzept zu erkennen. 

Die Politische Ökonomie projiziert das Wirtschaftliche und das Politische 
wechselseitig aufeinander. Sie begreift den Staat gleichsam als »Super-Oikos«. 
Der Staat wird zum Haushalt des Herrschers als dem Souverän, er wird vom 
»Genie« des Herrschers geleitet. Die Politische Ökonomie ist keine Theorie 
»der« Wirtschaft, weil es die Vorstellung eines von Politik, Staat und Gesell-
schaft getrennten Gesamtbereiches (der nach eigenen Regeln strukturiert ist) 
noch nicht gibt. Die Politische Ökonomie ist eine Kunstlehre der Herrschaft 
im territorialen Staat. Sie weist den einzelnen Bürgern eine gesellschaftliche 
Rolle zu:

»Die oeconomie politique erscheint bei MONTCHRETIEN als die Kunst, 
die Hausväter als Individuen, als Wirtschaftsträger – die zur Zeit MONT-
CHRETIENS bereits in einem tausch- und marktwirtschaftlichen Zusam-
menhang stehen – in einen neuen Gesamtzusammenhang zu stellen, sie für 
eine neue Zielsetzung zusammenzuführen, sie als Exponenten von Handel 
und Gewerbe im Staatsgefüge einzugliedern, ihre Kenntnisse im Dienste der 
Monarchie zu fruktifizieren.«

Die Politische Ökonomie übernimmt den perspektivischen Blick, den die 
Kaufleute auf ihre Aktionsräume richten, und transferiert ihn in den Blick des 
zentralen Herrschers auf den von ihm beherrschten Raum und den seiner 
Konkurrenten – und auf die neuen kolonialen Räume, die erobert werden 
können. Andere Perspektiven sind nicht relevant. In diesem Blick wird ein 
einziger Ordnungszusammenhang angestrebt. Im Inneren des Staates sollen 
die vielen feudalen Regeln vereinheitlicht werden. Angestrebt werden soziale 
Räume, in denen soziale Praktiken homogenisiert sind und damit kontrollier-
bar und gestaltbar gemacht werden. Diese Tendenz kommt am stärksten im 
französischen Absolutismus zum Ausdruck, sein Höhepunkt liegt in der  
Herrschaft von Ludwig XIV. Dessen Finanzminister Jean-Baptiste Colbert 
(1619–1683) baut eine einheitliche Verwaltungsmaschinerie mit Inten
danten auf, die vom königlichen Hof eingesetzt werden, und reguliert Gewer-
be und Industrie mit vielen Normierungen, zum Beispiel in der Textilindus-
trie. Colbert schafft eine Flotte, gründet die Französische Ostindien- und die 
Französische Westindien-Kompanie, versucht ein einheitliches Zollsystem 
zu schaffen und schlägt dem König ein einheitliches Maß- und Gewichts
system für das ganze Land vor.  
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Seite 82/83: Weltkarte 
von Hendrik Hondius 
von 1630
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Der geistig-geometrische Raum umfasst 
eine Vielzahl sozialer Prozesse mit ihren 
Denk- und Wahrnehmungsformen. Sie  
werden im 17. Jahrhundert durch das Bild 
der Welt als einer Maschine prinzipiell  
zusammengefasst und ersetzt. Das moder-
ne Konzept einer von Menschen unabhän-
gigen Außenwelt entsteht gemeinsam  
mit dem Kapitalismus.

AUSBLICK

04



86

K A P I T A L I S M U S  U N D  
N E U Z E I T L I C H E  A U S S E N W E LT

»Mit dem Aufstieg des Kapitalismus begann das Geld praktisch 
alle ökonomischen Transaktionen zu vermitteln – Pachtzahlun-
gen, Ernteverkäufe, den Erwerb von Konsum- und Investitions
gütern, Anleihen und Kredite, Lohnzahlungen. Die Maßstäbe des 
Marktes durchdringen die Transaktionen des Alltags. Geld be-
stimmt, wer Land und Nahrung bekommt und wer enteignet wird. 
Damit einher geht die Kolonisierung des Lebens durch die ab
strakten Mengengrößen von Waren und Preisen. Zudem restruk-
turiert eine solche sozioökonomische Ordnung aber auch den 
Horizont erlebter Erfahrungen; letztere werden durch die gesell-
schaftliche Physik abstrakten Raums und abstrakter Zeit  
neu kalibriert. Ein Geograf hat dies als den ›Sieg der Entköperli-
chung‹ bezeichnet, da der Körper nicht länger das räumliche  
und zeitliche Maß vorgibt. Stattdessen wird der Körper nun der 
Phänomenologie des Geldes und des Marktes unterworfen und  
in mathematischen Kategorien von Raum und Zeit neu definiert. 
[…] In fundamentalster Hinsicht ist die Monetarisierung also  
ein Sieg des Abstrakten über das Konkrete.«

Der im Zitat beschriebene Trend findet im geistig-geometrischen Raum in 
vielen  Prozessen seine Entsprechung. Die Verwendung des Geldes und  
die Verbreitung kapitalistischer Praktiken im Alltag verändern, wie die Welt 
und die Natur erfahren und wahrgenommen wird. Diese Vorgänge werden  
in den ersten Jahrzehnten des 17. Jahrhunderts (insbesondere durch den 
französischen Philosophen René Descartes) in einem umfassenden Neu
entwurf der Welt zusammengefasst: Es entsteht das Weltbild der Neuzeit bzw. 
der entgrenzte Raum.  Es stellt die Natur in eine von Menschen 
unabhängige Außenwelt und beschreibt die Welt in ihrer Funktionsweise als 
eine riesige Maschine, konkret als Uhrwerk. 

Das Bild von der Welt als Maschine wird ab dem 17. Jahrhundert von 
politischen Eliten übernommen. Es etabliert sich als ein offizielles Bild, das 
im Alltag immer noch mit vielen anderen Bildern konkurriert und mit ihnen 
eigene Synthesen eingeht. Im entgrenzten Raum entsteht ab dem 18. Jahr-
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hundert erstmals eine Theorie der Wirtschaft. Diese Theorie wird bis  
heute (in ihrem mainstream) in immer neuen Varianten eines Bildes von  
der Wirtschaft als einer Maschine erzählt. Davon ist im nächsten Buch  
die Rede.

H I N W E I S
Die Quellen für die Zitate und die abgebildeten 
Bilder finden Sie unter:
walteroetsch.at ➜ Publikationen ➜ Bücher 
➜ Der geometrische Raum

Nach Fertigstellung des 3. Bandes wird es einen 
zusätzlichen Band mit den Literaturhinweisen  
und weiterer kommentierter Literatur geben.
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